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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 12. Januar 1961 

7 — 82000 — 5030/61 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Bundesversorgungsgesetzes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesininister für Arbeit und Sozialord- 
nung. 

Der Bundesrat hat in seiner 227. Sitzung am 22. Dezember 1960 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu neh- 
men. Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universität s-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Bundesversorgungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel I 

Änderung des Biindesversorgungsgesetzes 

Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung des 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Kriegs- 
opferrechts vom 27. Juni 1960 (Bundesgesetzbl. I 
S. 453) wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. In § 33a wird als Satz 3 angefügt; 

„Satz 2 gilt nicht für Empfänger einer Pflegezu- 
lage (§ 33 Abs. 3)." 

2. In § 50 Abs. 1 wird Satz 2 gestrichen. 


Artikel II 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel III 

Saar-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel IV 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Juni 1960 
in Kraft. 


Begründung 


Zu Artikel I Nr. 1 

Mit der Ergänzung soll erreicht werden, daß alle 
Pflegezulageempfänger, also auch die Blinden, ohne 
Rücksicht auf die Höhe des Einkommens den Ehe- 
gattenzuschlag erhallen. Diese Regelung entspricht 
der des § 33 b Abs. 4 Buchstabe b, wo bestimmt ist, 
daß Pflegezulageempfänger unabhängig vom Ein- 
kommen und ohne Rücksicht darauf, ob sie Kinder- 
zuschläge von anderer Stelle beziehen, den vollen 
Kinderzuschlag erhalten. 

Zu Artike 1 Nr. 2 

\ 

§ 50 Abs. 1 Satz 2 wurde bei der 3. Lesung des 
Ersten Neuordnungsgesetzes in das Bundesversor- 
gungsgesetz aufgenommen. Diese Vorschrift be- 
stimmt, daß bei Personen im Sinne der §§ 1 bis 4 des 
Bundesvertriebenengesetzes für die Beurteilung der 
Ernährereigenschaft der Zeitpunkt vor der Vertrei- 
bung oder Flucht maßgebend ist. Anscheinend sollte 
mit dieser Vorschrift vermieden werden, daß bei der 


Prüfung der mutmaßlichen Ernährereigenschaft des 
an einer Schädigung verstorbenen Kindes der Um- 
stand der Vertreibung berücksichtigt wird, was in 
einzelnen Fällen zu einer negativen Entscheidung 
geführt hatte. Die angeführte Vorschrift führt je- 
doch allgemein bei den vertriebenen Eltern zu einer 
Verschlechterung, weil nunmehr die Ernährereigen- 
schaft nur nach den Verhältnissen vor der Vertrei- 
bung beurteilt werden muß, die bei den meisten 
Vertriebenen in diesem Zeitpunkt gut und geordnet 
waren, so daß sie von ihren Kindern nicht ernährt 
werden mußten. 

Finanzielle Auswirkungen 

Die Verbesserungen zu Artikel I Nr. 1 werden Mehr- 
aufwendungen etwa in Höhe von 5,5 Mio DM erfor- 
derlich machen. 

Artikel I Nr. *2 bedeutet lediglich Wiederherstellung 
des alten Rechtszustandes; es sind daher keine 
Mehraufwendungen zu erwarten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Die Einleitung erhält folgende Fassung: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen: " 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich daraus, 
daß durch den Gesetzentwurf ein anderes zu- 
stimmungsbedürftiges Gesetz, nämlich das Bun- 
desversorgungsgesetz in der Fassung des Ersten 
Neuordnungsgesetzes vom 27. Juni 1960 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 453), geändert wird. 

2. Artikel I 

ist durch folgende Nr. 3 zu ergänzen: 

,3. In § 68 Abs. 1 wird als Satz 2 angefügt: 

„Mit Genehmigung der Hauptfürsorgesteile 
ist die Übertragung, Verpfändung und Pfän- 
dung auch nach der Anweisung bis zum vol- 
len Betrag zulässig."' 

Begründung 

Die Ergänzung bezweckt die Wiederherstellung 
des vor dem 1. Juni 1960 geltenden Rechts, das 
sich in der Praxis sehr gut bewährt hat. 

3. Nach Artikel I 

ist folgender Artikel II einzufügen: 

, Artikel II 

Änderung des Ersten Neuordnungsgesetzes 

In Artikel IV des Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Kriegsopferrechts (Erstes Neu- 
ordnungsgesetz) vom 27. Juni 1960 (Bundesge- 
setzbl. I S. 453) wird § 1 wie folgt geändert und 
ergänzt: 

a) In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „sechs" 
durch das Wort „zwölf" ersetzt.' 

Begründung 

Die Verlängerung der Anlragstristen wird für 
erforderlich gehalten, weil die Verwaltungs- 
vorschriften zu dem Ersten Neuordnungsge- 


setz noch fehlen und oft von dem angespro- 
chenen Personenkreis nicht klar zu überse- 
hen ist, welche bestimmten Voraussetzungen 
für die antragsgebundenen Leistungen vor- 
gesehen sind. Eine finanzielle Mehrbelastung 
tritt durch die Änderung nicht ein, 

,b) In Absatz 2 wird nach Satz 2 folgender Satz 
eingefügt: 

„Sie beginnt mit dem gleichen Zeitpunkt, 
wenn die neuen Ansprüche erst auf Grund 
einer nach diesem Gesetz zu erlassenden 
Rechtsverordnung festgestellt werden können 
und der Antrag binnen sechs Monaten nach 
Verkündung der Rechtsverordnung gestellt 
wird." ' 

Begründung 

Die zu den §§ 25 bis 27c, 31 Abs. 5, §§ 33, 
41, 47 und 51 BVG vorgesehenen Rechtsver- 
ordnungen werden den Versorgungsberech- 
tigten erst die Möglichkeit geben, ihre in die- 
sen Rechtsverordnungen näher bestimmten 
Ansprüche geltend zu machen. Artikel IV des 
Ersten Neuordnungsgesetzes hat bestimmt, 
daß neue Ansprüche nur auf Antrag festge- 
stellt werden und rückwirkend zum 1. Juni 
1960 bzw. zu dem Monat, in dem die Voraus- 
setzungen erfüllt sind, nur dann gewährt wer- 
den können, wenn der Antrag binnen 6 Mo- 
naten nach Verkündung des Gesetzes ge- 
stellt wird. Es kann nun zweifelhaft sein, ob 
die neuen Leistungen auch noch nach Ablauf 
der gesetzlichen 6-Monatsfrist beantragt wer- 
den können, wenn diese Möglichkeit in den 
zu erlassenden Rechtsverordnungen vorge- 
sehen ist. Zur Klarstellung und aus Gründen 
der Rechtssicherheit sollte daher die An- 
tragsfrist im Gesetz selbst verlängert werden. 

,c) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „sechsten" 
durch das Wort „zwölften" ersetzt.' 

Begründung 

s. vorstehende Begründung unter Buchstabe a. 

Die bisherigen Artikel II bis IV werden Arti- 
kel III bis V. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 

Zu 1. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 


Begründung 

Die Änderung eines Zustimmungsgesetzes ist nur 
dann zustimmungsbedürftig, wenn das Änderungs- 
gesetz entweder selbst zustimmungsbedürftige Vor- 
schriften enthält oder die Änderung sich gerade auf 
solche Vorschriften des zu ändernden Gesetzes be- 
zieht, die seinerzeit die Zustimmungsbedürftigkeit 
dieses Gesetzes begründet haben oder wenigstens 
mit zustimmungsbedürl’tigen Vorschriften dieses Ge- 
setzes in einem untrennbaren Zusammenhang ste- 
hen. Dies ist bei den Vorschriften des vorliegenden 
Entwurfs nicht der Fall. Die Bundesregierung hält 
daher das Gesetz nicht für zustimmungsbedürftig. 

Zu 2. 

Dem Ergänzungsvorschlag wird zugestimmt. 

Zu 3. 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 


Begründung 

Eine Änderung des Artikels IV § 1 des Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Kriegsopferrechts 
(Erstes Neuordnungsgesetz) vom 27, Juni 1960 
(BGBl. I S. 453) ist nicht erforderlich, weil die am 
2. Januar 1961 ablaufende 6-Monatsfrist im allge- 
meinen ausreicht und für Ansprüche, die erst im Zu- 
sammenhang mit einer der auf Grund dieses Ge- 
setzes zu erlassenden Rechtsverordnungen geltend 
gemacht werden können, eine entsprechende Frist in 
diesen Verordnungen selbst vorgesehen wird. 
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